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Diese Broschiire wird im Rahmen der Offent-
lichkeitsarbeit der Hessischen Landesregierung
herausgegeben. Sie darf weder von Parteien
noch von Wahlbewerberinnen oder Wahlbe-
werbern und Wahlhelferinnen oder Wahlhelfern
wiahrend eines Wahlkampfes zum Zwecke der
VWahlwerbung verwendet werden. Dies gilt fiir
Landtags-, Bundestags- und Kommunalwahlen.
Missbrauchlich ist insbesondere die Verteilung
auf Wahlveranstaltungen, an Informationsstan-
den der Parteien sowie das Einlegen,Aufdrucken
und Aufkleben parteipolitischer Informationen
oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls die
Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahl-
werbung.

Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevor-
stehenden Wahl darf die Broschiire nicht in
einer Weise verwendet werden, die als Partei-
nahme der Landesregierung zugunsten einzelner
politischer Gruppen verstanden werden konnte.

Die genannten Beschriankungen gelten unab-
hiangig davon, wann, auf welchem Weg und in
welcher Anzahl diese Broschiire dem Empfan-
ger zugegangen ist.

Den Parteien ist es jedoch gestattet, die Bro-
schiire zur Unterrichtung ihrer eigenen Mit-
glieder zu verwenden.
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Wir sind mit Recht fiir Sie da

rrecht

Hier informieren wir Sie tiber
lhre Rechte und Pflichten als Nachbar

und geben guten Rat bei typischen
Nachbarschafts-Konflikten.

HESSISCHES
DER JUSTIZ

MINISTERIUM




Liebe Mitbiirgerinnen

und Mitbiirger!

Nette Nachbarn sind etwas Wunderbares.
Leider sieht die Wirklichkeit oft ganz anders
aus: Meinungsverschiedenheiten zwischen
Nachbarn beschiftigen taglich unsere Gerichte.
Doch auch ein fundiertes, ausgewogenes Urteil
schafft oft keinen Frieden zwischen den strei-
tenden Parteien. Der Weg fiir eine gutnach-
barliche Beziehung kann hierdurch auf Jahre
verbaut sein — die Freude am Eigentum durch
Unmut und Groll beeintrachtigt. Darum mein
Rat an Sie, liebe Mitbiirgerinnen und Mitbtirger:
Versuchen Sie bei Spannungen oder Streitpunk-
ten immer, mit lhrem Nachbarn eine einver-
nehmliche Lésung zu finden.Wenn das un-
mittelbare Gesprach nicht zur Einigung fiihrt,
kann eine nachbarrechtliche Streitigkeit heute
nicht sogleich vor Gericht gebracht werden.
Dem muss vielmehr seit |. Juni 2001 eine so-
genannte aufBergerichtliche Streitschlichtung
vorausgehen; hierfiir zustandig sind in erster
Linie die hessischen Schiedsfrauen und -méanner,
deren Biiros Sie in allen Gemeinden und Stadt-
bezirken finden. Erst nach einem erfolglosen
Schlichtungsversuch, den das Schiedsamt zu
bescheinigen hat, ist die Anrufung des Gerichts
zulissig.

Leider fehlt es oft an Informationen Uber die
. . ’ gesetzlichen Pflichten und Rechte, die das Ge-
meinschaftsverhiltnis zwischen Grundstiicks-
nachbarn regeln. Diese Broschiire soll hier
weiterhelfen. Allerdings ist das Verhiltnis
zwischen Nachbarn auch von der rechtlichen
Seite her eine komplizierte Angelegenheit: Zum

einen finden sich Bestimmungen im Biirgerlichen
Gesetzbuch — insbesondere in den Paragraphen
903 bis 924 BGB — zum anderen im Hessischen
Nachbarrechtsgesetz (HNRG) aus dem Jahre
1962.

Das zivilrechtliche Nachbarrecht wird auBerdem
zum Teil von offentlich-rechtlichen Vorschriften
Uiberlagert und erginzt, zum Beispiel von der
Hessischen Bauordnung, den StraBengesetzen
sowie dem Bundes-Immissionsschutzgesetz mit
seinen zahlreichen Durchfiihrungsverordnungen,
aber auch durch ortliches Satzungsrecht (zum
Beispiel Baumsatzungen, Einfriedungssatzungen).
Die vorliegende Informationsschrift beschrankt
sich auf die Darstellung der wichtigsten zivil-
rechtlichen Regelungen, die das Rechtsverhiltnis
zwischen Grundstiicksnachbarn bestimmen.
Insbesondere stehen jene Rechtsfragen im Vor-
dergrund, die an der Grenze zwischen bebauten
Grundstiicken auftreten.

Aber auch diese Ausfiihrungen kénnen nicht
erschopfend sein und alle Besonderheiten be-
riicksichtigen. Daher bleibt Grundstiickseigen-
tlimern, die ein spezielles Problem genauer
oder weitergehend klaren mochten, wegen der
komplizierten Rechtsmaterie in Einzelfragen
oftmals nur iibrig, sich durch einschlagige Fach-
literatur zu informieren oder anwaltlichen Rat
zu suchen. Literaturhinweise finden Sie am
Ende der Broschiire.

Eine allzeit gute Nachbarschaft wiinscht lhnen
lhr

Dr. Christean Wagner
Hessischer Minister der Justiz
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Gute Nachbarschaft

hat Grenzen

Nach dem Hessischen Nachbarrechtsgesetz ist der Eigenttimer
eines bebauten oder gewerblich genutzten Grundstiicks auf
Verlangen des Eigentiimers des Nachbargrundstiicks ver-
pflichtet, sein Grundstiick einzufrieden, soweit die Grenze
zum Nachbargrundstiick nicht mit einem Gebdude besetzt
ist. Sind beide Grundstiicke bebaut oder gewerblich genutzt,
sind die Eigentiimer beider Grundstiicke gegenseitig verpflichtet,
bei der Errichtung der Einfriedung mitzuwirken.

Einfriedung der Grundstiicke

Die Einfriedung besteht aus einem orts-
tblichen Zaun; lasst sich Ortsiiblichkeit
nicht feststellen, besteht sie aus einem
1,20 m hohen Zaun aus verzinktem
Maschendraht. Die Nachbarn kdnnen
aber jede andere Art der Einfriedung
. . . vereinbaren, zum Beispiel Mauer, Holz-
zaun, Hecke oder Maschendraht in
anderer Hohe als 1,20 m (§ 45 HNRG).
Schreibt allerdings eine &ffentlich-recht-
liche Norm, etwa die Satzung einer
Gemeinde, eine bestimmte Einfriedungs-
art vor, so tritt diese an die Stelle des
Zaunes oder der sonstigen unter den
Nachbarn vereinbarten Einfriedung. Sie
sollten sich also bei der Gemeinde-
oder Stadtverwaltung erkundigen, ob

eine Einfriedungssatzung besteht, was
gerade in neueren Siedlungen nicht
selten der Fall ist.

Und die Kosten?

Die Kosten der Einfriedung, sowohl
ihrer Errichtung als auch ihrer Unter-
haltung, tragen in der Regel die beiden
Nachbarn zu gleichen Teilen.

Wird das an ein bereits eingefriedetes
Grundstiick angrenzende Grundstiick
erst spater bebaut, so ist der Eigentiimer
des angrenzenden Grundstiicks zur
Zahlung der halben Errichtungskosten
unter angemessener Beriicksichtigung
der bisherigen Abnutzung verpflichtet
(§ 17 Abs.2 HNRG).

Abweichende Regelungen gelten fiir
die Einfriedungen zwischen Grund-
stlicken und den an sie angrenzenden
offentlichen StraBen oder offentlichen
Griinflachen.

Friichte und Zweige aus

Nachbars Garten

Uberhang

Ein Grundstiickseigentiimer darf die
vom Nachbargrundstiick auf sein Grund-
stlick heriiberhdangenden Zweige, sofern
diese die Benutzung seines Grundstiicks
beeintrachtigen, abschneiden und behal-
ten (§ 910 BGB), freilich ohne das Nach-
bargrundstiick dabei betreten zu diirfen.
Voraussetzung ist allerdings, dass er dem
Nachbarn zuvor eine angemessene Frist
gesetzt hat, die Zweige selbst zu besei-
tigen, und der Nachbar dieser Auffor-
derung nicht nachgekommen ist.

Abschneiden und behalten darf der
Grundstiickseigentiimer ferner die vom
Nachbargrundstiick eingedrungenen
Waurzeln eines Baumes oder Strauches,
wenn diese die Benutzung seines Grund-
stiicks beeintrachtigen.

Im Gegensatz zum Anspruch auf Beseiti-
gung von Pflanzen, die nicht den vorge-
schriebenen Grenzabstand einhalten,
unterliegt das Selbsthilferecht nach

§ 910 BGB nicht der Verjahrung nach
§ 195 BGB.

Uberhingende Friichte

Friichte, die an einem vom Nachbar-

grundstiick heriiberragenden Zweig

hangen, geh6ren dem Eigentlimer des
auf dem Nachbargrundstiick stehenden
Baumes oder Strauches. Der Eigentii-
mer des Grundstiicks,auf das der Zweig
heriiberragt, darf also diese Friichte

nicht ernten, auch nicht abschiitteln. Er
darf solche Friichte nur aufheben und
behalten, wenn sie von selbst auf sein
Grundstiick abgefallen sind (§ 911 BGB).




I. Allee- und Parkbaume, und zwar

Wenn aus Nachbarn

a) sehr stark wachsende Allee- und Parkbaume, insbesondere der Eschenahorn (Acer negundo), simtliche
Lindenarten (Tilia), die Platane (Platanus acerifolia), die Rosskastanie (Aesculus hippocastanum), die Rotbuche
(Fagus sylvatica), die Stieleiche (Quercus robur), ferner die Atlas- und Libanon-Zeder (Cedrus atlantica und
libani), die Douglasfichte (Pseudotsuga taxifolia), die Eibe (Taxus baccata), die 6sterreichische Schwarzkiefer

,,Heckenschiitzen‘ werden ...

. ) . ) (Pinus nigra austriaca) 4m
Sehr haufig stellt sich unter Grundstiicksnachbarn die Frage b) stark wachsende Allee- und Parkbdaume, insbesondere die Mehlbeere (Sorbus intermedia), die VVeiBbirke
nach dem Abstand, den Bdume, Strducher und Hecken von (Betula pendula), die WeiBerle (Alnus incana), ferner die Fichte oder Rottanne (Picea abies), die gemeine
der Grundstiicksgrenze einhalten miissen. Kiefer oder Fohre (Pinus sylvestris), der abendlandischen Lebensbaum (Thuja occidentalis) 2m
c) alle Gbrigen Allee- und Parkbaume 1,5 m
Baume, Straucher und lebende
Fiir Biume und Straucher schreibt das a) Walnusssamlingsbdume 4m
Hessische Nachbarrechtsgesetz (§ 38) b) Kernobstbaume, soYveit sie auf stark wachsender Unterlage veredelt sind, sowie SiiBkirschenbaume und
vor, dass der Eigentiimer beim Anpflan- veredelte \{Valnussbaur.ne. ) _ ) ) 2m
zen auf seinem Grundstiick die in der c) Kernobstbiaume, soweit sie auf schwach wachsender Unterlage veredelt sind, sowie Steinobstbaume,
ausgenommen die SuBkirschenbaume 1,5 m

nebenstehenden Tabelle wiedergege-
benen Abstinde einzuhalten hat. Bei
anderen, in dieser Gesetzesvorschrift
nicht namentlich genannten Baumen
und Strauchern muss jeweils im Ein-
zelfall, unter Umstdnden durch Hinzu-
ziehung einer gartenbaulichen Fachkraft,
entschieden werden, welcher der ver-
schiedenen Gruppen diese Pflanze
ihrem Wuchs nach vergleichbar und
daher zuzuordnen ist.

3. Zierstraucher, und zwar

a) stark wachsende Zierstraucher, insbesondere die Alpenrose (Rhododendron-Hybriden), der Feldahorn
(Acer campestre), der Feuerdorn (Pyracantha coccinea), der Flieder (Syringa vulgaris), das Goldgléckchen
(Forsythia intermedia), die rotblattrige Haselnuss (Corylus avellana v. fuscorubra), die stark wachsenden
Pfeifenstraucher — falscher Jasmin — (Philadelphus coronarius, satsumanus, zeyheri u.a.), ferner der
Wacholder (Juniperus communis) I m

b) alle librigen Zierstraucher 0,5m

4. Beerenobststraucher, und zwar

a) Brombeerstraucher I m
b) alle librigen Beerenobststraucher 0,5m

5. einzelne Rebstocke




Beim Anpflanzen lebender Hecken sind
von den Nachbargrundstiicken folgende
Abstinde einzuhalten (§ 39 HNRG):

I. Mit Hecken

iiber 2 m Hohe 0,75 m,
2. mit Hecken

bis zu 2 m Hohe 0,50 m,

3. mit Hecken
bis zu 1,20 m Hohe 0,25 m.

Gegenliber Grundstiicken, die dem
Weinbau, der Landwirtschaft, dem Er-
werbs- oder Kleingartenbau dienen,
miissen die doppelten der nach §§ 38
und 39 HNRG vorgeschriebenen Ab-
stande eingehalten werden.

Bitte Abstand

halten!

Fir die Berechnung des Abstandes maf3-
gebend ist die Mitte des Baumes oder
Strauches an der Stelle, an der diese
aus der Erde treten. Sind mehrere Stim-
me, Zweige oder Triebe vorhanden, ist
derjenige maBBgebend, der der Grenze
am ndchsten steht. Gemessen wird die
kiirzeste Entfernung zur Grenze; ist das
Geldnde ansteigend oder abfallend, wird
nicht entlang der Erdoberfliache, son-
dern in der Horizontalen gemessen.
Wurden bei Anpflanzungen nicht die

vorgeschriebenen Abstinde eingehalten,
kann der Nachbar auf Beseitigung klagen.

Hinsichtlich lebender Hecken kann statt
volliger Beseitigung auch deren Zurtick-
schneiden verlangt werden, wobei die
Verjahrungsfrist jeweils neu zu laufen
beginnt, sobald eine Hecke die oben
angegebenen Hohen iiberschreitet.

Die genannten Anspriiche unterliegen
allerdings der Verjahrung nach dem Biir-
gerlichen Gesetzbuch. Die Frist betragt
nach der seit |.Januar 2002 geltenden
Fassung des § 195 BGB nur noch drei
Jahre. Die Einzelheiten der Fristberech-
nung sind in § 199 BGB geregelt.

- Grenze - —

' maBgebende
Entfernung

-Grenze -

maBgebende \
Entfernung >I

mafBgebende

Stelle Stammmitte

Grenzwerte der

Nachbarschaft

Grenzbaum, Grenzstrauch

Grenzbaum ist der auf der Grenze
zwischen Grundstiicken stehende
Baum, wobei es maBgeblich auf den
Stamm an der Stelle ankommt, an der
dieser aus der Erde austritt. Gleichgliltig
ist dabei, ob die Grenze mitten oder
seitlich durch den Stamm verlauft.

Dasselbe gilt fiir den Grenzstrauch.

Die Friichte eines Grenzbaumes oder
Grenzstrauches gehoren den Nachbarn
zu gleichen Teilen (§ 923 Abs. | BGB).
Jeder Nachbar hat dariiber hinaus je-
derzeit das Recht, die Beseitigung des
Grenzbaumes oder -strauches zu ver-
langen (§ 923 Abs. 2 BGB).

Die Kosten der Beseitigung fallen den
Nachbarn gleichmaBig zur Last, und
ebenso gehort das Holz des beseitigten
Baumes oder Strauches den Nachbarn
zu gleichen Teilen. Jedoch hat der Nach-
bar, der die Beseitigung verlangt, die
Kosten allein zu tragen, wenn der an-
dere auf sein Recht an dem Grenzbaum
oder -strauch verzichtet; er erwirbt
dann das Alleineigentum an dem gefill-
ten Baum oder Strauch.




Schone

Aussichten

Fenster- und Lichtrecht

Das sogenannte Fensterrecht regelt,
ob und inwieweit der Grundstiicksei-
gentlimer Fenster mit Sicht zum Nach-
bargrundstiick errichten darf. Das Licht-
recht wiederum schiitzt die einmal

angelegten Fenster gegen nachbarliche
Eingriffe. Fenster, Tiren und zum Betre-
ten bestimmte Bauteile, beispielsweise
Terrassen, Balkone,Veranden in oder
an der AuBenwand eines Gebdudes,
sind zulassig,

* wenn die AuBenwand, in oder an der
sie angebracht sind, mit der Grenze
zum Nachbargrundstiick einen Winkel
von mehr als 60 Grad bildet oder

* wenn die Einrichtung einen Abstand
von 2,50 m oder mehr von der Gren-
ze hat.

Klare Vorschriften

Verlauft die AuBenwand parallel oder
in einem Winkel bis zu 60 Grad zur
Grenze des Nachbargrundstiicks und
hat beispielsweise das Fenster einen
geringeren Abstand als 2,50 m von der

Grenze, so ist ein solches Fenster nur
mit Einwilligung des Eigentiimers des
Nachbargrundstiicks zuldssig. Diese
Einwilligung muss aber, wie das Gesetz
sagt, erteilt werden, ,,wenn keine oder
nur geringfligige Beeintrachtigungen zu
erwarten sind“ (§ |1 Abs.2 HNRG).

Ferner ist dann keine Einwilligung des
Nachbarn erforderlich, wenn lichtdurch-
lassige, jedoch undurchsichtige und
gegen Feuereinwirkung widerstands-
fahige VWandbauteile verwendet werden,
zum Beispiel Glasbausteine.

Klare Fristen

In den Fillen,in denen das hier beschrie-
bene Fensterrecht verletzt wurde, kann
der Nachbar Beseitigung verlangen. Je-
doch erlischt sein Beseitigungsanspruch,
wenn er nicht binnen eines Jahres Klage
auf Beseitigung erhoben hat.

Gerade bei diesen Fragen sind dariiber
hinaus die Vorschriften des 6ffentlich-
rechtlichen Baurechts (zum Beispiel ein
Bebauungsplan) zu beriicksichtigen;

Auskunft erteilt das zustindige Bauamt.

Grundstiick B
Grenze
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$ 2,50m
4,00m Balkon
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Haus A

£ 2,00m

Grundstiick C
Grenze

Zwei AuBenwinde parallel zu den Grund-
stiicksgrenzen: Balkon und Fenster zulissig,

seitlich waren Fenster und Balkon unzulassig.
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Grundstiick B
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Haus A

AuBenwand verlauft im Winkel von 70 Grad
zur Grundstiicksgrenze: Balkon ohne Einhaltung
eines Abstandes zuldssig.
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AuBenwand verlauft im Winkel von 45 Grad
zur Grundstiicksgrenze: Fenster zuldssig.

Grundstiick B
Grenze

AuBenwand st68t senkrecht auf Grundstiicks-
grenze: Fenster ohne Einhaltung eines Abstandes
zulassig.

Grundstiick B
Grenze

Y

Haus A

A

2 2,50m

\

Terrasse

% Haus A %

AuBenwand verlduft im Winkel von 45 Grad
zur Grundstiicksgrenze: Balkon zulassig.

AuBenwand verlauft parallel zur Grundstiicks-
grenze:Terrasse zulissig.




Larm-, Rauch- oder Geruchs-
Einwirkungen vom Nachbar-
grundstiick

Ein Grundstiickseigentiimer darf mit und auf seinem Grund-
stiick nach Belieben verfahren (§ 903 Abs. | BGB). Dies kann
freilich nur im Grundsatz gelten. Denn das nachbarliche Zu-
sammenleben macht es erforderlich, dass der eine Nachbar
seine ,,Herrschaftsbefugnisse* beschrdnkt und MaBnahmen
unterldsst, die den anderen unnétig storen, oder dass er auf
seinem Grundsttick Schutzvorkehrungen trifft, weil sonst der
andere tiber Gebiihr beeintrdchtigt werden konnte. Umgekehrt

muss jeder Nachbar gewisse Einwirkungen auf sein Grundsttick
hinnehmen. Hierzu bestimmt § 906 Abs. | BGB:

Jetzt gibt’s

Krach:

,»Der Eigentiimer eines Grundstiicks
kann die Zufiilhrung von Gasen, Damp-
fen, Geriichen, Rauch, RuB,Wirme, Ge-
rausch, Erschiitterungen und dhnliche
von einem anderen Grundstiick ausge-
hende Einwirkungen insoweit nicht ver-
bieten, als die Einwirkung die Benut-
zung seines Grundstiicks nicht oder
nur unwesentlich beeintrachtigt. Eine
unwesentliche Beeintrachtigung liegt in
. . . der Regel vor, wenn die in Gesetzen
oder Rechtsverordnungen festgelegten
Grenz- oder Richtwerte von den nach
diesen Vorschriften ermittelten und be-

werteten Einwirkungen nicht liber-
schritten werden. Gleiches gilt fiir Werte
in allgemeinen Verwaltungsvorschriften,
die nach § 48 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes erlassen worden sind
und den Stand der Technik wiedergeben.*

Die Frage, welche Beeintrichtigungen
— Uber die vom Gesetzgeber in § 906
Abs. | Satz 2 und 3 BGB geregelten
Fille hinaus — wesentlich oder unwe-
sentlich sind, beurteilt sich nach dem
Empfinden eines verstiandigen Durch-
schnittsmenschen. Da dies nicht immer
ein zuverldssiger Mafstab ist, gibt es
naturgemaf eine umfangreiche Recht-
sprechung.

Hier einige wichtige Beispiele:

« UbermiBiges Hundegebell auf dem
Nachbargrundstiick braucht man
nicht hinzunehmen, wohl aber, dass
Nachbars Katze gelegentlich auch das
eigene Grundstiick durchstreift.

* Nicht zu dulden braucht der Grund-
stiickseigentiimer massive Stérungen

Das

gilt fur alle:

seiner Nachtruhe durch das Quaken
von Froschen in einem auf dem Nach-
bargrundstiick angelegten
Gartenteich.

* Beeintrachtigungen durch vom Nach-
bargrundstiick heriibergewehtes Laub
sieht die Rechtsprechung in durch-
griinten VWohngebieten als ortsibliche
und zumutbare Einwirkung an.

Die 32. Verordnung zur Durchfiihrung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes Gerate-
und Maschinenlarmschutzverordnung

Fur den nachbarlichen Alltag besonders
bedeutsam ist aulerdem die 32.
Verordnung zur Durchfiihrung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die
auf die europaische Richtlinie 2000/14/EG
zurlckgeht. Nach dieser Verordnung
durfen Rasenmaher jeder Art — also auch
motorlose — an Werktagen von 20.00 Uhr
bis 7. 00 Uhr und an Sonn- und
Feiertagen nicht benutzt werden. Dieses
Verbot gilt auch flr den Betrieb anderer
larmerzeugender Arbeitsgerate durch
Privatpersonen im Freien.

FuUr besonders larmintensive Gerate
gelten noch langere
Betriebsverbotszeiten.

Nach der Verordnung betrifft dies
Freischneider, Grastrimmer/
Graskantenschneider, Laubblaser und
Laubsammler.

Diese Gerate dirfen zusatzlich auch an
Werktagen in der Zeit von 7.00 Uhr bis 9.00
Uhr, von 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr und von
17.00 Uhr bis 20.00 Uhr nicht betrieben
werden, es sei denn, dass fir diese Gerate
und Maschinen das gemeinschaftliche
Umweltzeichen nach den Artikeln 7 und 9 der
Verordnung Nr. 1980/2000 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000
zur Revision des gemeinschaftlichen Systems
zur Vergabe eines Umweltzeichens (Abl. EG
Nr.L 237 S. 1) vergeben worden ist und sie
mit dem Umweltzeichen nach Artikel 8 der
Verordnung Nr.1980/2000/EG gekennzeichnet
sind. Dann gelten auch fiir diese Gerate die

allaemeinen Ruhezeiten (siehe oben). 3




Das Bundes-Immissionsschutz-
gesetz

Zu beachten ist in diesem Zusammen-
hang ferner die 6ffentlich-rechtliche
Vorschrift des § 14 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes, die wie folgt lautet:
,»Auf Grund privatrechtlicher, nicht auf
besonderen Titeln beruhender Ansprii-
che zur Abwehr benachteiligender Ein-
wirkungen von einem Grundstiick auf
ein benachbartes Grundstiick kann nicht
die Einstellung des Betriebes einer Anlage
verlangt werden, deren Genehmigung
unanfechtbar ist; es kénnen nur Vorkeh-
rungen verlangt werden, die die benach-
teiligenden Wirkungen ausschlieBen.
Soweit solche Vorkehrungen nach dem
Stand der Technik nicht durchfiihrbar
oder wirtschaftlich nicht vertretbar sind,
kann lediglich Schadensersatz verlangt
werden."

Vorgeschrieben ist auch, dass keine Ver-
tiefung auf einem Grundstiick vorge-
nommen werden darf, durch die der
Boden des Nachbargrundstiicks die
erforderliche Stiitze verliert (§ 909
BGB). Eine Vertiefung ist deshalb nur
zuldssig, wenn ein Eigentlimer auf sei-
nem eigenen Grundstiick eine hinrei-
chende Boschung stehen ldsst oder
eine Stilitzmauer errichtet.

Der Eigentiimer darf ferner den Abfluss
des Regenwassers von seinem Grund-
stiick auf das Nachbargrundstiick nicht
durch eigene Einwirkungen verstirken.
Ebenso wenig darf er den Regenwasser-
zufluss von dem Nachbargrundstiick
auf sein Grundstiick hindern (§ 21
HNRG).

Die gesetzlichen Regelungen — und die
menschliche Vernunft — verlangen wei-
terhin Folgendes von den Eigentiimern
bebauter Grundstiicke:

Sie haben dafiir zu sorgen, dass das auf
ihre baulichen Anlagen auftreffende Re-
genwasser nicht auf das Nachbargrund-
stiick tropft oder dorthin abgeleitet
wird (sogenannte Dachtraufe). Das von
den baulichen Anlagen des Eigentiimers
auf sein eigenes Grundstiick abtropfen-
deWasser darf auch nicht auf das Nach-
bargrundstiick tiberlaufen. Ebenfalls ist
zu beachten, dass unnétige Bodenver-
siegelungen vermieden werden.

Grenze

vertieftes Grundstiick A

Grundstiick B

Unzulassige Vertiefung

vertieftes Grundstiick A

Grenze

Grundstiick B

Zulassige Vertiefung mit stehengebliebener Béschung

Grenze

vertieftes Grundstiick A

Grundstiick B

Zuldssige Vertiefung mit Stiitzmauer




Der Eigentiimer eines Grundstiicks muss dulden, dass sein

Grundstiick vom Eigenttimer des Nachbargrundstiicks betreten
wird, wenn dieser ein Gebdude errichten, verdndern, renovieren
oder abreiBen will. So schreibt es § 28 des Hessischen Nach-
barrechtsgesetzes vor. Ebenso muss er dulden, dass auf sei-
nem Grundstiick durch den Nachbarn Geriiste aufgestellt

und die zu den Bauarbeiten erforderlichen Materialien nie-

dergelegt werden.

Auch das noch:

Nachbars Baustelle!

Diese Duldungspflicht ist allerdings an
folgende Voraussetzungen gekniipft:

* Das Bauvorhaben des Nachbarn muss
den baurechtlichen Vorschriften
entsprechen;

* das Bauvorhaben kann anders nicht
zweckmaBig oder nur mit unver-
hiltnismaBig hohen Kosten durchge-
fuhrt werden;

* die mit der Duldung verbundenen
Belastigungen diirfen nicht unver-
hiltnismaBig groB sein.

AuBerdem muss der Nachbar sein Vor-
haben rechtzeitig, das heiB3t mindestens
zwei Wochen vor Beginn der Bauar-
beiten, mitteilen.

Schaden, der bei Ausiibung des Rechts
auf dem betroffenen Grundstiick ent-
steht, ist zu ersetzen (§§ 29,23 HNRG).

Notweg, Duldung von Leitungen

Die Grundstiicksgegebenheiten kdnnen
so sein, dass ein einzelnes Grundstiick
keinen unmittelbaren Zugang zu einem
offentlichen Weg hat oder dass es nur
uber ein anderes Grundstiick an das
Versorgungs- und Abwassernetz ange-
schlossen werden kann.

Fehlt einem Grundstiick die notwendige
Verbindung mit einem 6ffentlichen Weg,
muss der Nachbar einen sogenannten
Notweg uber sein Grundstiick dulden
(§917 BGB):

Der zur Duldung des Notwegs ver-
pflichtete Nachbar kann als Gegenleis-
tung die Zahlung einer Geldrente ver-
langen. Das Notwegrecht unterliegt
nicht der Verjahrung. In gleicher Weise
wie das Notwegrecht besteht ein soge-
nanntes Notleitungsrecht fiir Versor-
gungsleitungen wie Gas-,Wasser-,

Strom-, Fernsprechanschliisse und
Abwasserleitungen (§ 30 HNRG).

Grundstiick B ‘

-Grenze -

Grundstiick A

Notweg fir B

Offentlicher Weg

Was sein muss,

muss sein:

Gesetzliche Grundlagen des
Nachbarrechts

Rechtsquellen sind insbesondere:
Birgerliches Gesetzbuch (BGB)
Hessisches Nachbarrechtsgesetz
(HNRG) —Textabdruck im Anhang
Hessische Bauordnung (HBO) vom
8. Juni 2002 (GVBI.I S. 274)

32.Verordnung zur Durchfiihrung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Gerate- und Maschineverordnung)
vom 29. August 2002 (BGBI. 1 2002,
3481) Bezug genommen.

Gesetz zur Regelung der auBergericht-
lichen Streitschlichtung vom 6. Februar
2001 (GVBI.1S.98)

Literaturhinweise:

Hinkel, Nachbarrecht in Hessen mit
Larmverordnung, 4. Auflage (1997)
Keil, Das Nachbarrecht in Hessen,
[9.Auflage (2001)

Rammert, Nachbarrecht Hessen (1998)




Alles,

was Recht ist

Hessisches Nachbarrechtsgesetz vom
24.September 1962 (GVBI.1S.417),

gedandert durch Gesetz vom 25. Septem-

ber 1990 (GVBI.1S.563)
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ERSTERABSCHNITT

Nachbarwand
§1
Errichten einer Nachbarwand

(1) Nachbarwand ist die auf der Grenze zweier
Grundstiicke errichtete Wand, die den auf die-
sen Grundstiicken errichteten oder zu errich-
tenden Bauwerken als AbschluBwand oder zur
Unterstiitzung oder Aussteifung dient oder
dienen soll.
(2) Der Eigentiimer eines Grundstiicks darf
eine Nachbarwand errichten, wenn

| die Bebauung seines und des benachbarten

Grundstiicks bis an die Grenze vorge-

schrieben oder zugelassen ist und

2. der Eigentiimer des benachbarten

Grundstiicks einwilligt.

§2

Beschaffenheit der Nachbarwand
Die Nachbarwand ist in der Art und in der
Dicke auszufiihren, wie es notwendig ist, um
den beabsichtigten Zweck zu erreichen. Hochs-
tens mit der Halfte der hiernach gebotenen
Dicke darf sie das angrenzende Grundstiick in
Anspruch nehmen.

§3

Anbau an die Nachbarwand
(1) Der Eigentiimer des Nachbargrundstiicks
ist berechtigt, an die Nachbarwand anzubauen.
Anbau ist die Mitbenutzung der Nachbarwand
als Abschlusswand oder zur Unterstiitzung
oder Aussteifung des neuen Bauwerks.
(2) Der anbauende Eigentiimer des Nachbar-
grundstiicks ist zur Zahlung einer Vergiitung in
Hohe des halben Wertes der Nachbarwand,
hochstens des halben Wertes einer Nachbar-
wand im Sinne des § 2 Satz | verpflichtet, so-
weit die Nachbarwand durch den Anbau genutzt
ist. Nimmt die Nachbarwand von dem angren-
zenden Grundstiick eine groBere Bodenfliche

in Anspruch, als § 2 Satz 2 vorsieht, so ist dies
bei der Festsetzung der Vergiitung angemessen
zu beriicksichtigen. Fiir die Berechnung des
Wertes der Nachbarwand und fiir die Falligkeit
der Vergitung ist der Zeitpunkt der Rohbauab-
nahme des Anbaus maf3gebend. AufVerlangen
ist Sicherheit in Hohe der voraussichtlich zu
gewihrenden Vergiitung zu leisten; in solchem
Falle darf der Anbau erst nach Leistung der
Sicherheit begonnen oder fortgesetzt werden.
(3) Bis zum Anbau an die Nachbarwand fallen
die Unterhaltungskosten dem Eigentiimer allein
zur Last. Nach dem Anbau sind die Unterhal-
tungskosten flir den gemeinsam genutzten Teil
der Nachbarwand von beiden Grundstiicks-
eigentiimern entsprechend dem Verhiltnis ihrer
Beteiligung gemaB Abs. 2 Satz | und 2 zu tragen.

§4

Nichtbenutzen der Nachbarwand
() Wird das spdtere Bauwerk nicht an die
Nachbarwand angebaut, so hat der anbaube-
rechtigte Eigentiimer des Nachbargrundstiicks
fiur die durch die Errichtung der Nachbarwand
entstandenen Mehraufwendungen gegeniiber
den Kosten der Herstellung einer Grenzwand
(§ 8 Abs. ) Ersatz zu leisten; dabei ist in ange-
messener Weise zu beriicksichtigen, daB das
Nachbargrundstiick durch die Nachbarwand
teilweise weiter genutzt wird. Der zu erstat-
tende Betrag darf jedoch nicht héher sein als
der, den der Eigentiimer des Nachbargrund-
stiicks im Falle des Anbaus nach § 3 Abs. 2 Satz
| bis 3 zu zahlen hitte. Der Anspruch wird mit
der Rohbauabnahme des spiteren Bauwerks
fallig.
(2) Der anbauberechtigte Eigentimer des Nach-
bargrundstiicks ist ferner verpflichtet, die Fuge
zwischen der Nachbarwand und seinem an die
Nachbarwand herangebauten Bauwerk auf sei-
ne Kosten biindig mit der AuBenfliache seines
Bauwerks zu verdecken.

§5

Beseitigen der Nachbarwand
(1) Der Eigentimer der Nachbarwand ist be-
rechtigt, die Nachbarwand ganz oder teilweise
Zu beseitigen, solange und soweit noch nicht
angebaut ist.
(2) Das Recht nach Abs. | besteht nicht, wenn
der anbauberechtigte Eigentiimer des Nachbar-
grundstiicks die Absicht, die Nachbarwand ganz
oder teilweise durch Anbau zu nutzen, dem Ei-
gentiimer der Nachbarwand anzeigt und spates-
tens binnen 6 Monaten den erforderlichen Bau-
antrag bei der Bauaufsichtsbehérde einreicht.
(3) Abs. 2 ist nicht anwendbar; wenn der Eigen-
tlimer der Nachbarwand, bevor er eine Anzeige
nach Abs. 2 erhalten hat, die Absicht, die Nach-
barwand ganz oder teilweise zu beseitigen,
dem Eigentiimer des Nachbargrundstiicks an-
zeigt und spdtestens binnen 6 Monaten den
erforderlichen Bauantrag bei der Bauaufsichts-
behorde einreicht.
(4) Gehen die Anzeigen nach Abs. 2 und 3 ihren
Empfingern gleichzeitig zu, so hat die Anzeige
nach Abs. 3 keine Rechtswirkung.
(5) Macht der Eigentiimer der Nachbarwand
von seinem Beseitigungsrecht zuldssigen Ge-
brauch, so hat er dem Eigentiimer des Nach-
bargrundstiicks fiir die Dauer der Nutzung des
Nachbargrundstiicks durch den hiniibergebau-
ten Teil der Nachbarwand eine angemessene
Vergiitung zu leisten. Beseitigt der Eigentiimer
der Nachbarwand diese ganz oder teilweise,
obwohl gemiaB Abs. 2 ein Recht hierzu nicht
besteht, so hat er dem anbauberechtigten Ei-
gentlimer des Nachbargrundstiicks Ersatz fiir
den durch die vollige oder teilweise Beseitigung
der Anbauméglichkeit zugefiigten Schaden zu
leisten; der Anspruch wird mit der Rohbau-
abnahme des spateren Bauwerks fillig.

§6
Erhohen der Nachbarwand
Jeder Grundstiickseigentiimer ist berechtigt,
die Nachbarwand in voller Dicke auf seine
Kosten zu erhéhen. Fur den erhéhten Teil der
Nachbarwand gelten die §§ 3,4 Abs. 2, sowie
§ 5Abs. | bis 4 und Abs. 5 Satz 2 entsprechend.

§7
Verstiarken der Nachbarwand
Jeder Grundstiickseigentiimer darf die Nach-
barwand auf seinem Grundstiick verstarken.

ZWEITERABSCHNITT

Grenzwand

§8

Anbau an eine Grenzwand
(1) Grenzwand ist die an der Grenze zum
Nachbargrundstiick auf dem Grundstiick des
Erbauers errichtete VWand.
(2) Der Eigentiimer des Nachbargrundstiicks
darf eine Grenzwand durch Anbau nutzen,
wenn der Eigentiimer der Grenzwand einwilligt.
Anbau ist die Mitbenutzung der Grenzwand
als AbschluBwand oder zur Unterstiitzung oder
Aussteifung des neuen Bauwerks.
(3) Der anbauende Eigentiimer des Nachbar-
grundstiicks hat eine Vergiitung in Hohe des
halben Wertes der Grenzwand, soweit sie durch
den Anbau genutzt ist, zu zahlen und ferner
eine angemessene Vergiitung dafiir zu leisten,
daB er den fiir die Errichtung einer eigenen
AbschluBwand erforderlichen Baugrund ein-
spart. Fiir die Berechnung des Wertes der
Grenzwand und fiir die Filligkeit der Vergiitung
ist der Zeitpunkt der Rohbauabnahme des An-
baus maBgebend. Auf Verlangen ist Sicherheit
in Hohe der voraussichtlich zu gewéahrenden
Verglitung zu leisten; in solchem Falle darf der
Anbau erst nach Leistung der Sicherheit be-

gonnen oder fortgesetzt werden.
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(4) Nach dem Anbau sind die Unterhaltungs-
kosten flir den gemeinsam genutzten Teil der
Grenzwand von den beiden Grundstiickseigen-
tlimern zu gleichen Teilen zu tragen.

§9

Errichten einer zweiten Grenzwand
Steht auf einem Grundstiick ein Bauwerk an
der Grenze und wird spiter auf dem Nachbar-
grundstiick an dieser Grenze ein Bauwerk er-
richtet, aber nicht an die Grenzwand angebaut,
so ist dessen Erbauer verpflichtet, die Fuge
zwischen den Grenzwiénden auf seine Kosten
biindig mit der AuBenfliche des Bauwerks zu
verdecken.

§10

Besondere Griindung
(I AufVerlangen des Eigentlimers des Nachbar-
grundstiicks ist der Erbauer eines an der ge-
meinsamen Grenze zu errichtenden Bauwerks
verpflichtet, eine solche Griindung vorzuneh-
men, daB bei der spiteren Durchfiihrung des
Bauvorhabens des Eigentiimers des Nachbar-
grundstiicks zusdtzliche BaumaBnahmen ver-
mieden werden. Der Eigentiimer des Nachbar-
grundstiicks kann das Verlangen nur bis zum
Eingang des Bauantrags bei der Bauaufsichts-
behorde dem Bauherrn gegentiiber stellen.
(2) Die durch das Verlangen nach Abs. | ent-
stehenden Mehrkosten sind zu erstatten. In
Hohe der voraussichtlich erwachsenden Mehr-
kosten ist auf Verlangen des Bauherrn binnen
zwei Wochen VorschuB zu leisten. Der Anspruch
auf die besondere Griindung erlischt, wenn der
VorschuB3 nicht fristgerecht geleistet wird.
(3) Soweit der Bauherr die besondere Griin-
dung auch zumVorteil seines Bauwerks ausnutzt,
beschrinkt sich die Erstattungspflicht des Ei-
gentiimers des Nachbargrundstiicks auf den
angemessenen Kostenanteil. Bereits gezahlte
Kosten konnen zuriickgefordert werden.

DRITTERABSCHNITT

Fenster- und Lichtrecht

§1l

Umfang und Inhalt
(I In oder an der AuBenwand eines Gebaudes,
die parallel oder in einem Winkel bis zu 60°
zur Grenze des Nachbargrundstiicks verlauft,
diirfen Fenster oder Tiiren oder zum Betreten
bestimmte Bauteile nur mit der Einwilligung
des Eigentiimers des Nachbargrundstiicks an-
gebracht werden, wenn die Fenster, die Tiiren
oder die Bauteile von der Grenze einen gerin-
geren Abstand als 2,5 m einhalten sollen.
(2) Die Einwilligung muB erteilt werden, wenn
keine oder nur geringfiigige Beeintrachtigungen
zu erwarten sind.

§12
Ausnahmen
§ 'l Abs. | gilt nicht,

|. soweit nach offentlich-rechtlichen Vor-
schriften Fenster; Tliren oder zum Betreten
bestimmte Bauteile anzubringen sind;
2. fiir lichtdurchlassige, jedoch undurch-
sichtige und gegen Feuereinwirkung wider-
standsfihige VWandbauteile;
3. fir AuBenwinde gegeniiber Grenzen zu
offentlichen StraBen, zu offentlichen Grinf-
lachen und zu Gewissern.

§13
Ausschluss des Beseitigungsanspruchs
Der Anspruch auf Beseitigung einer Einrichtung
nach § || Abs. I, die einen geringeren als den
in § 11 Abs. | vorgeschriebenen Abstand einhilt,
ist ausgeschlossen,
I. wenn die Einrichtung bei Inkrafttreten
dieses Gesetzes vorhanden ist und ihr Ab-
stand dem bisherigen Recht entspricht oder
2. wenn der Nachbar nicht binnen einem
Jahr nach dem Anbringen der Einrichtung

Klage auf Beseitigung erhoben hat; diese
Frist beginnt frithestens mit dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes.

VIERTER ABSCHNITT

Einfriedung

§ 14

Errichtung
(1) Der Eigentiimer eines bebauten oder ge-
werblich genutzten Grundstiicks ist aufVerlan-
gen des Eigentiimers des Nachbargrundstiicks
verpflichtet, sein Grundstiick einzufrieden, so-
weit die Grenze zum Nachbargrundstiick nicht
mit Gebduden besetzt ist. Sind beide Grund-
stiicke bebaut oder gewerblich genutzt, so sind
die Eigentimer der beiden Grundstiicke gegen-
seitig verpflichtet, bei der Errichtung der Ein-
friedung mitzuwirken. Stellt das Verlangen nach
Satz | der Eigentiimer eines Grundstiicks, das
weder bebaut noch gewerblich genutzt ist,aber
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteils gelegen oder in einem Bebauungsplan
als Bauland ausgewiesen ist, so ist er berechtigt,
bei der Errichtung der Einfriedung mitzuwirken.
(2) Die Einfriedung ist im Falle des Abs. | Satz
| - vorbehaltlich des § 16 Abs. | - entlang der
Grenze, in den Ubrigen Fillen auf der Grenze
zu errichten.
(3) Als gewerblich genutzt im Sinne des Abs. |
Satz | gilt nicht ein Grundstiick, das dem Er-
werbsgartenbau dient.

§15
Beschaffenheit

Die Einfriedung besteht aus einem ortsiiblichen
Zaun; I3Bt sich eine ortsiibliche Einfriedung nicht
feststellen, so besteht sie aus einem 1,2 m hohen
Zaun aus verzinktem Maschendraht. Schreiben
offentlich-rechtliche Vorschriften eine andere
Art der Einfriedung vor, so tritt diese an die
Stelle der in Satz | genannten Einfriedungsart

§16
Abstand von der Grenze

(1) Die Einfriedung muss von der Grenze eines
Grundstiicks, das auBerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils liegt und nicht in
einem Bebauungsplan als Bauland ausgewiesen
ist,0,5 m zuriickbleiben,auch wenn einVerlangen
nach § 14 Abs. | nicht gestellt worden ist. Dies
gilt nicht gegeniiber Grundstiicken, fiir die nach
Lage, Beschaffenheit oder GroBe eine Bearbei-
tung mit Gespann oder Schlepper nicht in Be-
tracht kommt.
(2) Der Anspruch auf Beseitigung einer Einfrie-
dung, die einen geringeren als den nach Abs. |
vorgeschriebenen Abstand einhilt, ist ausge-
schlossen,

I. wenn die Einfriedung bei Inkrafttreten

dieses Gesetzes vorhanden ist und ihr Ab-

stand dem bisherigen Recht entspricht oder

2.wenn der Nachbar nicht binnen zwei Jah-

ren nach der Errichtung Klage auf Beseiti-

gung erhoben hat; diese Frist beginnt friihes-

tens mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes.
(3) Wird eine Einfriedung, die einen geringeren
als den nach Abs. | vorgeschriebenen Abstand
einhilt, durch eine andere ersetzt, so gilt Abs. |.

§17
Kosten der Errichtung

(1) In den Fillen des § 14 Abs. | Satz 2 und 3

tragen die beteiligten Grundstiickseigentiimer
die Kosten der Errichtung der Einfriedung zu
gleichen Teilen.

(2) Wird das an ein eingefriedetes Grundstiick
angrenzende Grundstiick bebaut oder gewerb-
lich genutzt, so ist der Eigentiimer des angren-
zenden Grundstiicks, sofern eine Verpflichtung
zur Ubernahme anteiliger Errichtungskosten

fir ihn noch nicht entstanden ist, zur Zahlung
einer Verglitung in Hohe der Hilfte der Kosten
der Errichtung der Einfriedung unter angemes-
sener Berilcksichtigung der bisherigen Abnut-

zung verpflichtet; das gleiche gilt, wenn das
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angrenzende Grundstiick in den im Zusammen-
hang bebauten Ortsteil einbezogen oder in
einem Bebauungsplan als Bauland ausgewiesen
wird, sofern der Eigentiimer dieses Grundstiicks
oder sein Rechtsvorginger die Errichtung der
Einfriedung verlangt hatte.

(3) Der Berechnung sind die Errichtungskosten
einer Einfriedung im Sinne des § |5, hochstens
die tatsdchlichen Aufwendungen, einschlieBlich
der Eigenleistungen, zugrunde zu legen. Ist nur
fur eines der beiden Grundstiicke eine Ein-
friedungsart nach § 15 Satz 2 vorgeschrieben,
so sind der Berechnung die Errichtungskosten
einer Einfriedung nach § 15 Satz |, héchstens
die tatsdchlichen Aufwendungen, einschlieBlich
der Eigenleistungen, zugrunde zu legen.

§18
Kosten der Unterhaltung

(I Die Kosten der Unterhaltung der Einfriedung
tragen die beteiligten Grundstiickseigentiimer
je zur Halfte, wenn fiir sie oder ihre Rechtsvor-
ginger die Verpflichtung zur Tragung von Errich-
tungskosten begriindet worden ist.

(2) § 17 Abs. 3 gilt entsprechend.

§19
Ausnahmen
Die §§ 14 bis 18 gelten nicht fiir Einfriedungen
zwischen Grundstiicken und den an sie angren-
zenden Sffentlichen StraBBen, offentlichen Griin-
flaichen und Gewissern.

FUNFTERABSCHNITT
Verinderung des Grundwasserspiegels

§ 20
Der Eigentiimer und die Nutzungsberechtigten
eines Grundstiicks diirfen auf dessen Unter-
grund mit physikalischen oder chemischen Mit-
teln nicht in einer Weise einwirken, daB3 der
Grundwasserspiegel steigt oder sinkt und da-

durch auf einem Nachbargrundstiick erhebliche
Beeintrachtigungen hervorgerufen werden.

SECHSTER ABSCHNITT

Wild abflieBendes Wasser

§ 21
AbfluB und ZufluB

(1) Wild abflieBendes Wasser ist oberirdisch
auBerhalb eines Bettes abflieBendes Quell-
oder Niederschlagswasser.
(2) Der Eigentimer und die Nutzungsberech-
tigten eines Grundstiicks diirfen nicht

I. den AbfluB wild abflieBenden Wassers auf

Nachbargrundstiicke verstarken,

2.den ZufluB wild abflieBenden Wassers

von Nachbargrundstiicken auf ihr Grund-

stlick hindern,
wenn dadurch die Nachbargrundstiicke erheb-
lich beeintrachtigt werden.
(3) Der Eigentiimer und die Nutzungsberechtig-
ten eines Grundstiicks diirfen den AbfluB von
Niederschlagswasser von ihrem Grundstiick
auf Nachbargrundstiicke mindern oder unter-
binden.

§ 22
Wi iederherstellung des fritheren
Zustandes

(1) Haben Naturereignisse den Abflul3 wild ab-
flieBenden Wassers von einem Grundstiick auf
ein Nachbargrundstiick verstirkt oder den Zu-
fluB wild abflieBenden Wassers von einem
Nachbargrundstiick auf ein Grundstiick gemin-
dert oder unterbunden und wird dadurch das
Nachbargrundstiick erheblich beeintrichtigt,
so missen der Eigentiimer und die Nutzungs-
berechtigten des Grundstiicks die Wiederher-
stellung des fritheren Zustandes durch den
Eigentiimer und die Nutzungsberechtigten des
beeintrichtigten Nachbargrundstiicks dulden.
(2) Die Wiederherstellung muB binnen drei

Jahren vom Ende des Jahres ab, in dem die
Veranderung eingetreten ist, durchgefiihrt wer-
den.Wihrend der Dauer eines Rechtsstreits
Uber die Verpflichtung zur Duldung der Wieder-
herstellung ist der Lauf der Frist fiir die ProzeB3-
beteiligten gechemmt.

§23
Schadensersatz

Schaden, der bei Ausiibung des Rechts auf dem
betroffenen Grundstiick entsteht, ist zu erset-
zen.Auf Verlangen ist Sicherheit in Hohe des

voraussichtlichen Schadensbetrags zu leisten;
in solchem Falle darf das Recht erst nach Leis-
tung der Sicherheit ausgeiibt werden.

§24

Anzeigepflicht
(1) Die Absicht, das Recht nach § 22 Abs. |
auszuiiben, ist zwei Wochen vor Beginn der
Bauarbeiten dem Eigentiimer und, soweit deren
Rechtsstellung oder Besitzstand davon beriihrt
wird, auch den Nutzungsberechtigten des be-
troffenen Grundstiicks anzuzeigen.
(2) Ist der Duldungspflichtige, der nicht unmit-
telbarer Besitzer ist, nicht bekannt oder infolge
Aufenthalts im Ausland nicht alsbald erreichbar
und hat er auch keinen Vertreter bestellt, so
geniigt insoweit die Anzeige an den unmittel-
baren Besitzer.

§ 25
Wegfall der Verpflichtung zur

Sicherheitsleistung und zur Anzeige
Ist die Ausiibung des Rechts nach § 22 Abs. |
zur Abwendung einer gegenwartigen erhebli-
chen Gefahr erforderlich, so entfillt die Ver-
pflichtung zur Sicherheitsleistung und zur
Anzeige.

SIEBENTERABSCHNITT
Dachtraufe

§ 26
Niederschlagswasser
(1) Der Eigentiimer und die Nutzungsberech-
tigten eines Grundstiicks miissen ihre baulichen
Anlagen so einrichten, dass
I. Niederschlagswasser nicht auf das Nach-
bargrundstiick tropft oder nach diesem
abgeleitet wird,
2. Niederschlagswasser, das auf das eigene
Grundstiick tropft oder abgeleitet ist, nicht
auf das Nachbargrundstiick tbertritt.
(2) Abs. | findet keine Anwendung auf freiste-
hende Mauern entlang 6ffentlicher StraBen und
offentlicher Griinflichen.

§ 27
Anbringen von Sammel- und
AbfluBeinrichtungen

(1) Der Eigentiimer und die Nutzungsberech-
tigten eines Grundstiicks, die aus besonderem
Rechtsgrund verpflichtet sind, das von den bau-
lichen Anlagen eines Nachbargrundstiicks trop-
fende oder abgeleitete oder von dem Nachbar-
grundstiick tibertretende Niederschlagswasser
aufzunehmen, sind berechtigt, auf eigene Kosten
besondere Sammel- und AbfluBeinrichtungen
an der baulichen Anlage des traufberechtigten
Nachbarn anzubringen, wenn die damit ver-

bundene Beeintrichtigung nicht erheblich ist.
Sie haben diese Einrichtungen zu unterhalten.

(2) Fiir die Verpflichtungen zum Schadensersatz

und zur Anzeige gelten die §§ 23 und 24 ent-
sprechend.
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ACHTERABSCHNITT
Hammerschlags- und Leiterrecht

§28
Inhalt und Umfang

(1) Der Eigentiimer und die Nutzungsberech-
tigten eines Grundstiicks missen dulden, daB
ihr Grundstiick von dem Eigentiimer und den
Nutzungsberechtigten des Nachbargrundstiicks
zwecks Errichtung,Veranderung, Unterhaltung
oder Beseitigung einer baulichen Anlage betre-
ten wird und daB auf oder {iber ihm Geriiste
aufgestellt sowie die zu den Bauarbeiten erfor-
derlichen Gegenstiande iiber das Grundstiick
gebracht oder dort niedergelegt werden, wenn
und soweit

I. das Vorhaben anders nicht zweckmaBig

oder nur mit unverhaltnismaBig hohen Kos-

ten durchgefiihrt werden kann,

2. die mit der Duldung verbundenen Nach-

teile oder Beldstigungen nicht auBer Ver-

hdltnis zu dem von dem Berechtigten er-

strebten Vorteil stehen und

3. das Vorhaben den baurechtlichen Vor-

schriften entspricht.
(2) Das Recht ist mit tunlichster Schonung
auszuiiben.Wird das betroffene Grundstiick
landwirtschaftlich oder gewerbsmiBig gartne-
risch genutzt, so darf das Recht nicht zur Unzeit
geltend gemacht werden, wenn sich die Arbeiten
unschwer auf einen spiteren Zeitpunkt verlegen
lassen.
(3) Abs. | findet auf die Eigentiimer offentlicher
StraBen keine Anwendung.

§29
Schadensersatz und Anzeigepflicht
Fur die Verpflichtung zum Schadensersatz und
zur Anzeige gelten die §§ 23 bis 25 entspre-
chend.

NEUNTER ABSCHNITT
Duldung von Leitungen

§ 30

Leitungen in Privatgrundstiicken
(1) Der Eigentiimer und die Nutzungsberech-
tigten eines Grundstiicks missen dulden, daB
durch ihr Grundstiick der Eigentiimer und die
Nutzungsberechtigten des Nachbargrundstiicks
auf ihre Kosten Versorgungs- und Abwasser-
leitungen hindurchfiihren, wenn

I. der AnschlufB3 an das Versorgungs- und

Entwisserungsnetz anders nicht zweckmaBig

oder nur mit unverhaltnismaBig hohen Kos-

ten durchgefiihrt werden kann und

2. die damit verbundene Beeintrachtigung

nicht erheblich ist.
(2) Ist das betroffene Grundstiick an das Ver-
sorgungs- und Entwidsserungsnetz bereits an-
geschlossen und reichen die vorhandenen Lei-
tungen aus, um die Versorgung oder Entwisse-
rung der beiden Grundstiicke durchzufiihren,
so beschrinkt sich die Verpflichtung nach Abs.
| auf das Dulden des Anschlusses. Im Falle des
Anschlusses ist zu den Herstellungskosten des
Teils der Leitungen, der nach dem AnschluB
mitbenutzt werden soll, ein angemessener Bei-
trag und aufVerlangen Sicherheit in Hohe des
voraussichtlichen Beitrags zu leisten. In solchem
Falle darf der AnschlufB3 erst nach Leistung der
Sicherheit vorgenommen werden.
(3) Bestehen mehrere Moglichkeiten der Durch-
fuhrung, so ist die fir das betroffene Grundstiick
schonendste zu wihlen.

§ 31
Unterhaltung
(1) Der Berechtigte hat die nach § 30 Abs. |
verlegten Leitungen oder die nach § 30 Abs. 2
hergestellten AnschluBleitungen auf seine Kosten
zu unterhalten. Zu den Unterhaltungskosten
der Teile der Leitungen, die von ihm mitbenutzt

werden, hat er einen angemessenen Beitrag zu
leisten.

(2) Zur Durchfithrung von MaBnahmen im
Sinne des Abs. | Satz | darf der Berechtigte
das betroffene Grundstiick betreten.

§32
Schadensersatz und Anzeigepflicht
Fiir die Verpflichtungen zum Schadensersatz
und zur Anzeige gelten die §§ 23 bis 25 ent-
sprechend.

§33
Nachtréagliche erhebliche
Beeintrachtigung
(1) Fihren die nach § 30 Abs. | verlegten Lei-
tungen oder die nach § 30 Abs. 2 hergestellten
AnschluBleitungen nachtraglich zu einer erheb-
lichen Beeintrachtigung, so konnen der Eigen-
tiimer und die Nutzungsberechtigten des be-
troffenen Grundstiicks von dem Berechtigten
verlangen, daB er seine Leitungen beseitigt und
die Beseitigung der Teile der Leitungen, die ge-
meinschaftlich benutzt werden, duldet. Dieses
Recht entfillt, wenn der Berechtigte die Beein-
trachtigung so herabmindert, dafB3 sie nicht
mehr erheblich ist.
(2) Schaden, der durch die MaBnahmen nach
Abs. | auf dem betroffenen Grundstiick ent-
steht, ist zu ersetzen.

§ 34

AnschluBrecht des

Duldungspflichtigen
(1) Der Eigentiimer und die Nutzungsberech-
tigten eines Grundstiicks, das gemal3 § 30 Abs.
| in Anspruch genommen ist, sind berechtigt,
ihrerseits an die verlegten Leitungen anzu-
schlieBen, wenn diese ausreichen, um die Ver-
sorgung oder Entwiasserung der beiden Grund-
stlicke durchzufiihren. § 30 Abs. 2 Satz 2 und
§ 31 Abs. | gelten entsprechend.

(2) Soll ein auf dem betroffenen Grundstiick
errichtetes oder noch zu erstellendes Gebzdude
an die Leitungen angeschlossen werden, die
der Eigentiimer oder die Nutzungsberechtigten
des Nachbargrundstiicks nach § 30 Abs. | durch
das Grundstiick hindurchfiihren wollen, so
konnen der Eigentiimer und die Nutzungsbe-
rechtigten des betroffenen Grundstiicks ver-
langen, dass die Leitungen in einer ihrem Vor-
haben Rechnung tragenden und technisch ver-
tretbaren Weise verlegt werden. Die durch
dieses Verlangen entstehenden Mehrkosten
sind zu erstatten. In Hohe der voraussichtlich
erwachsenden Mehrkosten ist auf Verlangen
binnen zwei Wochen VorschuB3 zu leisten; der
Anspruch nach Satz | erlischt, wenn der Vor-
schuB3 nicht fristgerecht geleistet wird.

§35
Leitungen in 6ffentlichen StraB3en
Die §§ 30 bis 34 gelten nicht fiir die Verlegung
von Leitungen in &ffentlichen StraBen und in
offentlichen Griinflichen.

ZEHNTERABSCHNITT
Hoherfiihren von Schornsteinen und
Liftungsschachten

§ 36
Inhalt und Umfang

(1) Der Eigentiimer und die Nutzungsberech-
tigten eines Grundstiicks missen dulden, daB
an ihrem Gebaude der Eigentiimer und die
Nutzungsberechtigten des angrenzenden nie-
deren Gebdudes ihre Schornsteine und Lif-
tungsschichte befestigen, wenn

|. die Erhohung der Schornsteine und Liif-

tungsschichte zur Erzielung der notwendi-

gen Zug- und Saugwirkung erforderlich ist

und

2. die Befestigung der hohergefiihrten

Schornsteine und Liiftungsschachte anders

nicht zweckmaBig oder nur mit unverhalt-
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nismaBig hohen Kosten durchgefiihrt wer-

den kann.
(2) Der Eigentiimer und die Nutzungsberech-
tigten des betroffenen Grundstiicks missen
ferner dulden, daB3 die héhergefiihrten Schorn-
steine und Liftungsschiachte des Nachbarge-
baudes von ihrem Grundstiick aus unterhalten
und gereinigt und die hierzu erforderlichen
Einrichtungen angebracht werden, wenn diese
MaBnahmen anders nicht zweckmaBig oder nur
mit unverhaltnismaBig hohen Kosten durchge-
flihrt werden koénnen. Sie kénnen aber den Be-
rechtigten darauf verweisen, eine Steigleiter an
ihrem Gebaude anzubringen und zu benutzen,
wenn diese Losung technisch zweckmaBig ist.

§ 37
Schadensersatz und Anzeigepflicht
Fiir die Verpflichtungen zum Schadensersatz
und zur Anzeige gelten die §§ 23 bis 25 ent-
sprechend. Die Anzeigepflicht entfillt auch,
wenn die nach der Kehrordnung vorgeschriebe-
ne Reinigung durchgefiihrt werden soll.

ELFTERABSCHNITT
Grenzabstinde fiir Pflanzen

§38
Grenzabstinde fiir Baume, Straucher

und einzelne Rebstocke

Der Eigentiimer und die Nutzungsberechtigten

eines Grundstiicks haben bei dem Anpflanzen

von Baumen, Strauchern und einzelnen Reb-

stocken von den Nachbargrundstiicken — vor-

behaltlich des § 40 — folgende Abstinde einzu-

halten:

I. mit Allee- und Parkbdaumen, und zwar

a) sehr stark wachsenden Allee- und
Parkbaumen, insbesondere dem
Eschenahorn (Acer negundo), samt-
lichen Lindenarten (Tilia), der Platane
(Platanus acerifolia), der RoBkastanie

(Aesculushippocastanum), der Rot-
buche (Fagus sylvatica), der Stieleiche
(Quercus robur), ferner der Atlas-
und Libanon-Zeder (Cedrus atlantica
u. libani), der Douglasfichte (Pseudo-
tsuga taxifolia), der Eibe (Taxus ba-
ccata), der Osterreichischen Schwarz-
kiefer (Pinus nigra austriaca)
4 m,
b) stark wachsenden Allee- und Park-
baumen, insbesondere der Mehlbeere
(Sorbus intermedia), der WeiBbirke
(Betula pendula), der WeiBerle (Alnus
incana), ferner der Fichte oder Rot-
tanne (Picea abies), der gemeinen
Kiefer oder Fohre (Pinus sylvestris),
dem abendldndischen Lebensbaum
(Thuja occidentalis)
2m,
c) allen tibrigen Allee- und Parkbdumen
[,5m,

2. mit Obstbaumen, und zwar
a) WalnuBsamlingsbaumen
4 m,
b) Kernobstbaumen, soweit sie auf
stark wachsender Unterlage veredelt
sind, sowie SiiBkirschenbaumen und
veredelten WalnuBbiaumen
2m,
c) Kernobstbaumen, soweit sie auf
schwach wachsender Unterlage ver-
edelt sind, sowie Steinobstbiumen,
ausgenommen die StiBkirschenbdaume
1,5m,

3. mit Zierstrauchern, und zwar
a) stark wachsenden Zierstrauchern,
insbesondere der Alpenrose (Rhodo-
dendron-Hybriden), dem Feldahorn
(Acer campestre), dem Feuerdorn
(Pyracantha coccinea), dem Flieder
(Syringa vulgaris), dem Goldglockchen
(Forsythia intermedia), der rotblattri-
gen HaselnuB (Corylus avellana v.

fuscorubra), den stark wachsenden
Pfeifenstrauchern — falscher Jasmin —
(Philadelphus coronarius, satsumanus,
zeyheri u.a.), ferner dem Wacholder
(Juniperus communis)
| m,
b) allen tibrigen Zierstrauchern
0,5 m,

4. mit Beerenobststrauchern, und zwar
a) Brombeerstrauchern
I m,
b) allen uibrigen Beerenobststrauchern
0,5 m,

5. mit einzelnen Rebstocken
0,5 m.

§ 39
Grenzabstinde fiir lebende Hecken
(1) Der Eigentimer und die Nutzungsberech-
tigten eines Grundstiicks haben bei dem An-
pflanzen lebender Hecken von den Nachbar-
grundstiicken — vorbehaltlich des § 40 — folgende
Abstéinde einzubehalten:
I. mit Hecken tiber 2 m Héhe 0,75 m,
2. mit Hecken bis zu 2 m Héhe 0,50 m,
3. mit Hecken bis zu 1,2 m Hoéhe 0,25 m.
(2) Abs. | gilt nicht fiir Hecken, die das 6ffent-
liche Recht als Einfriedung vorschreibt.

§ 40
Ausnahmen
(1) Die doppelten Abstinde nach den §§ 38
und 39 sind einzuhalten gegeniiber Grund-
stiicken, die
|. dem Weinbau dienen,
2. landwirtschaftlich nutzbar sind oder dem
Erwerbsgartenbau oder dem Kleingartenbau
dienen und im AuBenbereich (§ 19 Abs. |
Nr. 3, § 35 Baugesetzbuch) liegen oder
3. durch Bebauungsplan der landwirtschaftli-
chen, erwerbsgirtnerischen oder kleingart-
nerischen Nutzung vorbehalten sind.

(2) Die §§ 38 und 39 gelten nicht fur
I.Anpflanzungen, die hinter einer Wand
oder Mauer vorgenommen werden und
diese nicht tiberragen,
2.Anpflanzungen an den Grenzen zu offent-
lichen StraBen, zu 6ffentlichen Griinflichen
und zu Gewissern,
3.Anpflanzungen auf &ffentlichen StraBen.

(3) § 16 Abs.4 und 5 des Hessischen Forstge-

setzes in der Fassung vom 4. Juli 1978 (GVBI.

| S. 424, 584), zuletzt gedndert durch Gesetz
vom 29. Marz 1988 (GVBI.1 S. 130), bleibt un-
beriihrt.

§ 41
Berechnung des Abstandes
Der Abstand wird von der Mitte des Baum-
stammes, des Strauches oder des Rebstocks
bis zur Grenzlinie gemessen, und zwar an der
Stelle, an der der Baum, der Strauch oder der
Rebstock aus dem Boden austritt.

§ 42
Grenzabstand im Weinbau
(1) Der Eigentiimer und die Nutzungsberech-
tigten eines dem Weinbau dienenden Grund-
stlicks haben bei dem Anpflanzen von Reb-
stocken folgende Abstinde einzuhalten:
|. gegeniiber den parallel zu den Rebzeilen
verlaufenden Grenzen die Hilfte des ge-
ringsten Zeilenabstandes, gemessen zwi-
schen den Mittellinien der Rebzeilen, min-
destens aber 0,75 m,
2. gegeniiber den sonstigen Grenzen, gerech-
net von dem duBersten Rebstock oder von
der Verankerung, falls eine solche vorhanden
ist, 0,5 m.
(2) Ubersteigt die Gesamthohe der Rebanlage
1,8 m (Rebschnittgirten,Weitraumanlage), so
betragt der Abstand nach Abs. | Nr. | min-
destens I,5 m.
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§43
Ausschluf3 des Beseitigungsanspruchs
und Ersatzanpflanzungen
(1) Der Anspruch auf Beseitigung von Anpflan-
zungen, die geringere als die in den §§ 38 bis
42 vorgeschriebenen Abstinde einhalten, ist
ausgeschlossen,
I. wenn die Anpflanzungen bei Inkrafttreten
dieses Gesetzes vorhanden sind und ihre
Abstinde dem bisherigen Recht entsprechen
oder
2. wenn der Nachbar nicht binnen fiinf
Jahren nach dem Anpflanzen Klage auf Be-
seitigung erhoben hat; diese Frist beginnt
friihestens mit dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes.
(2) Werden fiir die in Abs. | genannten Anpflan-
zungen Ersatzanpflanzungen vorgenommen, so
gelten die §§ 38 bis 42.Werden aber in ge-
schlossenen Obstanlagen einzelne Obstbaume
nachgepflanzt, so bleibt der Abstand der anderen
Obstbaume mafBgebend.

§ 44
Nachtragliche Grenzinderungen
Die RechtmiBigkeit des Abstandes einer An-
pflanzung wird durch nachtrigliche Grenz-
anderungen nicht beriihrt; jedoch gilt § 43 Abs.
2 entsprechend.

ZWOLFTERABSCHNITT
Anwendungsbereich des Gesetzes
§ 45

Die §§ | bis 44 gelten nur, soweit &ffentlich-
rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen

oder die Beteiligten nichts anderes vereinbaren.

DREIZEHNTER ABSCHNITT
SchluBBbestimmungen

§ 46
Ubergangsvorschriften
Der Umfang von Rechten, die bei Inkrafttreten
dieses Gesetzes bestehen, richtet sich — unbe-
schadet des § 13,des § 16 Abs. 2 und des § 43

Abs.| — nach den Vorschriften dieses Gesetzes.

§ 47
Anderung des Hessischen
Wassergesetzes

§ 48
AuBerkrafttreten von Vorschriften

§ 49
Inkrafttreten des Gesetzes
Dieses Gesetz tritt am |. November 1962 in
Kraft.
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	Text9: Die 32. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung
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